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Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der 

Bundeswehr, Schreiben vom 15.09.2017 

Stellungnahme der Verwaltung und Beschlussvorschlag: 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Bundeswehr bei gleichblei-

bender Sach- und Rechtslage von der vorliegenden Planung betroffen 

ist. Es wird zudem zur Kenntnis genommen, dass das Plangebiet der 

2. Erweiterung des Bebauungsplans „Stadtmitte“ innerhalb eines 

Tiefflugkorridors liegt. 

 

Die Hinweise zur geplanten Höhe der baulichen Anlagen betreffen die 

konkrete Umsetzung und sind im nachgelagerten Baugenehmigungs-

verfahren zu beachten. 

 

Im Vorfeld des Planverfahrens wurde im Plangebiet und im direkten 

Umfeld eine konkrete Gelände-, Trauf- und Firsthöheneinmessung 

vorgenommen. Zudem wurde die Ausbauhöhe der Straße Klingenha-

gen ermittelt. Das Gelände fällt deutlich um ca. 1,0 m Richtung Hes-

sel. Auf Basis der Einmessung trifft der Bebauungsplan Festsetzun-

gen zu Trauf- und Firsthöhen im vorderen Bereich sowie zur ma-

ximalen bzw. zwingenden Gesamthöhe im rückwärtigen Bereich. Als 

Bezugspunkt für die entlang der Straße Klingenhagen festgesetzten 

Höhen baulicher Anlagen (MI1) wird der Bezugspunkt A als höchster 

vermessener Punkt mit 59,05 m ü. NHN festgelegt. Die erschließen-

de Straße ist seit vielen Jahren vorhanden. Der Bezugspunkt bzw. die 

Vorgaben zur Höhe baulicher Anlagen sind somit eindeutig und voll-

zugsfähig. Die zulässige Gesamthöhe wird entlang des Klingenhagens 

auf maximal 14,5 m begrenzt. 

 

Entsprechend des fallenden Geländeniveaus wird für die rückwärtig 

(MI2, 3) festgesetzten Gesamthöhen der Bezugspunkt B mit einer 

Höhe von 58,03 m ü. NHN festgelegt. Dieser liegt in der künftigen 

öffentlichen Verkehrsfläche. Die Straßenausbauplanung für diesen 

Stichweg wird im Bauverwaltungsamt der Stadt Sassenberg zur Ein-

sicht bereitgehalten, so dass interessierte Bauwillige und Architekten 

die abschließende Höhenlage der Straße eindeutig nachvollziehen 
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können. Die Bezugshöhe bzw. die Vorgaben zur Höhe baulicher An-

lagen sind somit eindeutig und vollzugsfähig. Damit wird insgesamt 

ein eindeutiger Bezug zum Gelände und zur Nachbarschaft gewähr-

leistet. Im rückwärtigen Bereich ist eine Gesamthöhe von maximal 

13,0 m zulässig. 

 

Im gesamten Plangebiet wird zudem eine Überschreitungsoption bis 

zu 3,0 m für betriebsbedingte, untergeordnete Bauteile wie z. B. 

Schornsteine, Be- und Entlüftungsanlagen und Aufzüge als Ausnah-

me zugelassen. Damit könnte im Einzelfall die maximale Bauhöhe von 

14,5 m überschritten werden. In diesen Fällen ist auf Baugenehmi-

gungsebene zu beachten, dass die Antragsunterlagen der Bundes-

wehr zur Prüfung zugeleitet werden. Es wird zur vollständigen Infor-

mation zum Satzungsbeschluss ein entsprechender Hinweis in die 

Begründung aufgenommen. 

 

Darüber hinaus besteht kein weiterer Handlungsbedarf auf Bebau-

ungsplanebene. Die Festsetzungen des im August/September 2017 

offen gelegten Bebauungsplans „Stadtmitte“ - 2. Erweiterung werden 

beibehalten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


